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Gegenwärtig diskutiert der Ge-
meinderat das Budget 2025. Die-
ses weist einen Gesamtaufwand 
von 11,2 Milliarden Franken und 
einen Ausgabenüberschuss (Ver-
lust) von rund 226 Millionen Fran-
ken auf. Die SVP Volksvertreter im 
Gemeinderat analysieren jeden 
Vorstoss des Stadt- und  Gemein-
derates und wägen ab, ob es sich 
um eine Staatsaufgabe handelt, 
die unbedingt finanziert werden 
muss oder um ein links-grünes 
Projekt, für das der Staat auf kei-
nen Fall zahlen sollte. Die Kernauf-
gaben des Staates sind Sicherheit 
und Freiheit für die Bewohner die-
ser Stadt. Alles andere gehört 
nicht zu den Kernaufgaben. 

«Bestellte Aufgaben» 
Im Finanz- und Aufgabenplan 
(FAP) zeigt der Stadtrat auf, was 
die von der links-grünen Politik 
«bestellten» Ausgaben in zukünfti-
gen Budgets bewirken werden 
und wohin die städtische Steuer-
politik steuert. Das Resultat ist ka-
tastrophal. Die Annahmen im FAP 
stehen im krassen Widerspruch 
zu einer bürgerlichen Finanzpoli-
tik. Weil zu befürchten ist, dass 
links-grüne Politiker dies nicht 
verstehen (wollen), erläutern wir 
unseren Standpunkt gerne an-

Echte Volksvertreter tragen Sorge zu den Steuergeldern und minimieren die Staats-
ausgaben. Links-grüne Politiker finanzieren damit ihre «grün-sozialen» Projekte. 

Links-grüne Finanzpolitik täuscht  
die Steuerzahler
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hand einer Kernaussage im FAP. 
Dort schreibt der Stadtrat: «Der 
Stadtrat richtet seine Steuerpoli-
tik auf das Volumen und die Ent-
wicklung der städtischen Aufga-
ben, das vorhandene Eigenkapital, 
die Standortattraktivität und die 
finanzpolitischen Grundsätze 
aus.» Statt viele Zahlen im Budget 
und im FAP zu kritisieren braucht 
man nur diesen Satz zu analysie-
ren – er zeigt auf, wie falsch die 
links-grüne Finanzpolitik ist. Län-
gerfristig fährt die links-grüne 
Mehrheit die Staatsfinanzen an 
die Wand – und weil eine Stadt 
nicht Konkurs gehen kann werden 
einfach die Steuern und Gebühren 
massiv erhöht werden müssen.

Standortattraktivität aus Sicht 
der Linken
Die links-grünen Politiker möch-
ten die Standortattraktivität stei-
gern. Sie verstehen darunter vom 
Steuerzahler mitfinanzierte «be-
zahlbare» Wohnungen für Wenige, 
Befriedigung des allgemeinen Kli-
mawahns mit Hitzeschutzmass-
nahmen und «Netto Null», eine 
übermässige Sozial- und Schulin-
dustrie und bezahlte Staatskunst. 
Das alles nützt eher der Sozial- 
und Freizeitindustrie und nicht 
der Wirtschaft. Zu hohe Staats-

ausgaben vermindern die «Stand-
ortattraktivität» für die Wirtschaft 
und vertreiben den Mittelstand. 
Das Gewerbe, die Wirtschaft, der 
einfache arbeitsame Bürger hat 
davon nichts. Sie alle gehen leer 
aus, ja sie werden sogar noch be-
hindert durch diese Politik, mit 
weniger aber dafür massiv teure-
ren Parkplätzen und hohen Steu-
ern. Nein, um die Standortattrak-
tivität zu steigern, müssen die 
Steuern runter, das Budget massiv 
reduziert und die Verwaltung ge-
schrumpft werden. Damit wäre 
Zürich ein attraktiver Standort, 
der Wohlstand für alle schaffen 
könnte. 

Der links-grüne  
Etikettenschwindel
Statt dem Stimmbürger die Wahr-
heit über den Zustand und die Ent-
wicklung der Finanzen aufzuzei-
gen, werden vermeintlich 
notwendige Projekte vorgelegt die 
allesamt zu teuer sind. Und dies 
mit wohlklingenden Etiketten wie 
«Klimaschutz», «Hitzeminderung», 
«Künstlerszene», «bezahlbare 
Wohnungen», «stark subventio-
nierte KITA und Horte», «Tages-
schulen», «Vereinbarkeit von Ar-
beit und Familie», «Schutz von 
Minderheiten», und dergleichen 

mehr. Die Stadt kann sich diese 
Projekte eigentlich gar nicht mehr 
leisten, zeigen doch die Zahlen im 
FAP deutlich, dass das Eigenkapi-
tal in wenigen Jahren aufge-
braucht sein wird und die Ver-
schuldung pro Einwohner (heute 
15‘000 Franken) massiv zunehmen 
wird. Es steht zu befürchten, dass 
nachfolgende Generationen unter 
dieser Politik leiden werden. 
Eine weitere Ursache für das ex-
plodierende Budget wird der Be-
völkerung ebenfalls verschwie-
gen: die masslose Zuwanderung. 
Dies benennt der Stadtrat nicht 
und schreibt stattdessen lapidar: 
«Der Stadtrat richtet seine Steuer-
politik auf das Volumen und die 
Entwicklung der städtischen Auf-
gaben aus».
Die SVP liegt richtig, wenn ihre 
Volksvertreter den Schlendrian an-
prangern und sich als einzige Par-
tei in dieser Stadt gegen diese Ka-
mikaze-Finanzpolitik der links- 
grünen Politiker stemmt.
Der richtige Weg die Finanzen in 
Ordnung zu bringen führt über ei-
ne massive Steuersenkung und 
ein Umdenken in der Ausgaben-
politik. Die SVP wird das Budget 
ablehnen. 

«Die Annahmen im 
Finanz- und Aus-
gabenplan stehen 
im krassen Wider-

spruch zu einer bür-
gerlichen Finanz-

politik.»


